
Ihre Abgeordnete Nadine Schön infor mier t :

Am heutigen Freitag haben wir

dem Antrag des Bundesminis-

teriums der Finanzen (BMF)

zur Verlängerung des Grie-

chenland-Hil f sprogramms

mehrheitlich zugestimmt.

Wir werden die Finanzhilfen

für die Hellenische Republik

um bis zu vier Monate verlän-

gern.

Auch mir ist diese Entschei-

dung angesichts ihrer Tragweite

keinesfalls leicht gefallen.

In Abkehr von ihrer Wahl-

kampfrhetorik hat die griechi-

sche Regierung jedoch aner-

kannt, dass der mit den europä-

ischen Partnern im Hilfspro-

gramm vereinbarte Reformpro-

zess fortgeführt werden muss.

Weitere Gelder aus dem lau-

fenden Programm werden aber

nur fließen, wenn die Troika

aus Europäischer Kommission

(KOM), Europäischer Zentral-

bank (EZB) und Internatio-

nalem Währungsfonds (IWF)

bestätigt, dass die von der neu-

en Regierung vorgelegten Re-

formmaßnahmen einen erfolg-

reichen Abschluss des Pro-

gramms gewährleisten.

Die neue griechische Regierung

hat sich gegenüber den Euro-

Partnern zur Zusammenarbeit

mit den drei Institutionen und

zu Strukturreformen zur Förde-

rung von Wachstum und Be-

schäftigung bekannt. Griechen-

land muss nun Reformen um-

setzen.

Es bleibt bei unserem Grund-

satz „Solidarität bei Solidität“.

Die Mitglieder der Euro-

Gruppe haben sich der Heraus-

forderung ihres guten Willens

gestellt und dabei zu einer ein-

mütigen Haltung gefunden, um

die Eurozone auf Kurs zu hal-

ten.

In einer persönlichen Erklä-

rung habe ich einige zentrale

Voraussetzungen für meine

Zustimmung erläutert:

Eine entscheidende Bedingung

ist dabei, dass diese Verlänge-

rung der Bereitstellungsfrist im

Rahmen der bestehenden Hilfs-

vereinbarung zwischen der

Europäischen Finanzstabilitäts-

fazilität (EFSF) und Griechen-

land ausschließlich dem erfolg-

reichen Abschluss des jetzt

laufenden Anpassungspro-

gramms dient.

Darüber hinaus muss gewährt

sein, dass in dieser Verlänge-

rungszeit jede unkonditionierte

Brückenfinanzierung vermie-

den wird und deshalb noch

offene Auszahlungen erst erfol-

gen, wenn die im bestehenden

Memorandum of Under-

standing sowie im Programm

des IWF festgeschriebenen

Bedingungen zum erfolgrei-

chen Abschluss des Programms

ausreichend erfüllt sind.

Die in der von Griechenland

Anfang der Woche vorgelegten

Liste enthaltenen Reformberei-

che müssen spezifiziert, u.a.

durch einen Zeitplan ergänzt

und dabei von der Troika auf

die Vereinbarkeit mit dem

heutigen Programm überprüft

werden, um eine ausreichende

Erfüllung der Programmbedin-

gungen und einen erfolgreichen

H I L F S P RO G R A M M F Ü R G R I E C H E N L A N DAusgewählte Termine von

Nadine Schön:

• Montag: Strategie-AG zu
WLAN

• Montag: Öffentliche Anhö-
rung zum Thema „Frauen in
Führungspositionen“

• Montag: Sitzungen des ge-
schäftsführenden Vorstandes
der Bundestagsfraktion sowie
des Fraktionsvorstandes

• Montag: Fraktionsinterne
Abst immungsrunde zu
„Frauen in Führungspositio-
nen“

• Dienstag: Koordinierungs-
runde mit Bundesfamilienmi-

nisterin Manuela Schwesig

• Dienstag: Sitzung meiner
beiden Arbeitsgruppen

• Dienstag: Kauder-Runde

• Dienstag: Berichterstatter-
Gespräch zu „Frauen in
Führungspositionen“

• Dienstag: Fraktionssitzung
mit Beratungen zum Grie-
chenland-Hilfspaket

• Donnerstag: Sondersitzung
der Fraktion zu Finanzhilfen
für Griechenland

• Donnerstag: Roundtable
Wirtschaftspolitik zu digita-
len Chancen für Deutschland

• Freitag: Namentliche Ab-
stimmung zur Verlängerung
des Hilfsprogramms für
Griechenland
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Abschluss der laufenden Pro-

grammüberprüfung zu ermögli-

chen.

Der erfolgreiche Abschluss

dieser Programmüberprüfung

muss eine erneute Prüfung der

Schuldentragfähigkeit mit ein-

schließen mit dem Ziel, die

Gesamtverschuldung bis zum

Jahr 2020 auf einen tragfähigen

Stand abzusenken. Soziale

Maßnahmen mit fiskalischen

Auswirkungen können deshalb

nur in Abstimmung mit der

Troika umgesetzt werden, wo-

bei die vereinbarten Fiskalziele

einzuhalten sind.

Die Hellenische Republik steht

in der Verantwortung, ihren

Rückzahlungsverpflichtungen

gegenüber ihren Gläubigern,

einschließlich der Griechischen

Darlehensvereinbarung von

2010 und des mit der EFSF

geschlossenen Kreditvertrages

von 2012, rechtzeitig und voll-

ständig nachzukommen.

Die Verhandlungen über eine

etwaige Anschlussvereinbarung

für die Zeit nach der viermona-

tigen Verlängerung mit dem

Ziel, den Marktzugang Grie-

chenlands wieder herzustellen,

können schließlich nur dann

geführt werden, wenn die be-

stehenden Beteiligungsrechte

der nationalen Parlamente

gewahrt sind.
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Mein Name ist Lena Rindsfus.

Ich bin 19 Jahre, komme ur-

sprünglich aus Hamburg und

studiere in Münster im zweiten

Semester Jura.

Am Montagmorgen bin ich

erwartungsvoll und voller Vor-

freude in aller Frühe aus meiner

Heimatstadt nach Berlin aufge-

brochen, um mein sechswöchi-

ges Praktikum in der Berliner

Bürogemeinschaft der beiden

saarländischen Bundestagsab-

geordneten Nadine Schön und

Anette Hübinger zu absolvie-

ren.

Angekommen in der Haupt-

stadt mit vielen neuen Eindrü-

cken, startete mein erster Ar-

beitstag vielversprechend mit

einer Bürobesprechung zur

Planung der Sitzungswoche.

Und bereits nach dieser ersten

Woche kann ich sagen: sie war

sehr interessant und spannend

Meine Erwartungen haben sich

bereits jetzt mehr als erfüllt.

Neben den vielseitigen Aufga-

ben im Büro, bei denen ich die

unterschiedlichsten Tätigkeiten

der Mitarbeiter kennenlerne,

habe ich auch die wunderbare

Möglichkeit, den Alltag zweier

Mitglieder des Deutschen Bun-

destages hautnah mitzuerleben,

indem ich sie zu Sitzungen,

Besprechungen oder sonstigen

Terminen und Veranstaltungen

begleiten darf. Dadurch be-

komme ich einen guten Ein-

blick in die politische Arbeit.

Dieses ohnehin schon beein-

druckende und abwechslungs-

reiche Programm wird durch

die zahlreichen Angebote im

Rahmen des Praktikantenpro-

gramms der CDU/CSU - Bun-

destagsfraktion mit vielen In-

formationsveranstaltungen,

Diskussionsrunden und Füh-

rungen rund um das politische

Berlin und die Arbeit des Bun-

destags abgerundet.

So habe ich beispielsweise am

Mittwoch an einer Diskussions-

runde mit Dr. Thomas de Mai-

zière teilgenommen. Der Bun-

desinnenminister nannte uns

junge Leute die „Generation

Praktikum“. Also dazu kann ich

nach dieser ersten Woche nur

sagen, dass es mich freuen

würde, wenn mein weiteres

Berufsleben so abwechslungs-

reich, vielseitig und spannend

verliefe wie mein Praktikum im

Bundestag begonnen hat. Ich

freue mich schon auf Montag,

wenn es wieder weiter geht und

die nächsten fünf Wochen.

zurückzuführen. Dieses Ver-

trauen war jedoch das Resultat

aus einer Mischung von brei-

tenwirksamer Werbung, ge-

schickter Vermarktung und

unzureichenden Informationen.

Die angestrebte erhöhte Trans-

parenz soll dazu beitragen, dass

sich Anleger künftig vor dem

Erwerb risikobehafteter Ver-

mögensanlagen des Grauen

Kapitalmarkts zielgerichteter

informieren und somit Risiken

besser einschätzen können.

Ebenso ist vorgesehen, Anbie-

ter und Vermittler von Vermö-

In dieser Woche haben wir in

erster Lesung einen Gesetzent-

wurf der Bundesregierung, der

den Verbraucherschutz beim

Erwerb risikobehafteter Ver-

mögensanlagen stärkt, beraten.

Wir wollen derzeit bestehende

Gesetzeslücken schließen und

die Anforderungen an die An-

bieter sowie Vermittler solcher

Anlagen verschärfen

Die jüngsten umfangreichen

Kleinanlegerverluste sind auf

übermäßiges Vertrauen in die

Sicherheit von Anlagen mit

hohen Renditeversprechen

gensanlagen bei Fehlverhalten

besser sanktionieren zu kön-

nen. Die zielgerichteten Instru-

mente dafür reichen von stren-

geren Prospektpflichten über

die Einführung einer Mindest-

laufzeit bis hin zu Vermark-

tungsverboten bestimmter

Produkte.

Nicht zuletzt ist auch eine

Regelung der Schwarmfinan-

zierung (crowd-funding) vor-

gesehen, ein Finanzierungs-

instrument, das gerade im

Bereich von Start-up zuneh-

mend an Bedeutung gewinnt.
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K L E I N A N L E G E R S C H U T Z G E S E T Z

Wir gewährleisten somit, dass

der Dienst in unseren Streitkräf-

ten in Zeiten zunehmender

internationaler Krisen und Kon-

flikte auch zukünftig ausrei-

chend Bewerber anspricht.

An dieser Stelle gilt mein be-

sonderer Dank und meine

Anerkennung unseren Solda-

tinnen und Soldaten für ihren

Dienst für unser Land.

Besonders erfreulich ist die

Tatsache, dass das Saarland als

Truppenstandort im Zuge der

Strukturreform gestärkt wird.

Dafür haben wir uns eingesetzt

M i t d em Bund eswehr -

Attraktivitätssteigerungsgesetz

– BwAttraktStG haben wir in

zweiter und dritter Lesung

mehr als 20 konkrete Einzel-

maßnahmen zur Steigerung der

Attraktivität des Dienstes in der

Bundeswehr beschlossen.

Das Gesetz zielt insbesondere

auf die Arbeitsbedingungen,

Vergütungen sowie die sozialen

Absicherungen.

Meldungen:

Berlin: Erwerbsquote von

Frauen stark gestiegen!

Frauen nehmen auf dem deut-

schen Arbeitsmarkt eine immer

wichtigere Rolle ein: Die Er-

werbsquote der Frauen stieg in

Deutschland seit 1995 um rund

zehn Prozentpunkte – die der

Männer hingegen um etwa

einen Prozentpunkt. Im Jahr

2013 waren 46 Prozent aller

Erwerbstätigen im Land weib-

lich.

Da aber weiterhin mehr Frauen

als Männer in Teilzeit arbeiten,

lag ihr Anteil am Arbeitsvolu-

men weiterhin niedriger - bei

rund 40 Prozent.

Im Jahr 2013 arbeitete fast jede

zweite erwerbstätige Frau in

Teilzeit, bei den Männern jeder

neunte. Insgesamt waren noch

nie so viele Frauen in Deutsch-

land erwerbstätig wie heute.

Zwischen 1995 und 2013 stieg

die Zahl der erwerbstätigen

Frauen von 15 auf 18 Millio-

nen. Die Zahl der männlichen

Erwerbspersonen stieg über

denselben Zeitraum nur leicht -

von 22,4 auf 22,9 Millionen.

Während die Bereitschaft der

Frauen zur Teilnahme am Ar-

beitsleben in den vergangenen

zwei Jahrzehnten über alle

Altersstufen und Qualifikati-

onsklassen hinweg zunahm,

stieg die sogenannte Erwerbs-

neigung bei den Männern im

Wesentlichen nur in der Grup-

pe ab 55 Jahren.

(Quelle: Deutsches Institut für Wirt-

schaftsforschung)
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